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Entschließung des Europäischen Parlaments zu Gambia
(2016/2693(RSP))
Das Europäische Parlament,
–
unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zu Gambia,
–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 12. März 2015 zu den Prioritäten der EU für den Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen im Jahr 2015
, 

–
unter Hinweis auf mehrere parlamentarische Anfragen zur Lage in Gambia,

–
unter Hinweis auf die Erklärung des Europäischen Auswärtigen Dienstes (EAD) vom 17. April 2016 zur Menschenrechtslage in Gambia,

–
unter Hinweis auf mehrere Erklärungen der Delegation der EU in Gambia,

–
unter Hinweis auf die Entschließung der Kommission der Afrikanischen Union vom 28. Februar 2015 zur Menschenrechtslage in der Republik Gambia,

–
unter Hinweis auf die Erklärung des Generalsekretärs der Vereinten Nationen, Ban Ki‑moon, vom 17. April 2016,

–
unter Hinweis auf den VN‑Menschenrechtsratsbericht des Sonderberichterstatters über Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung, Addendum: „Mission to The Gambia“ (Mission nach Gambia) vom 2. März 2015, 

–
unter Hinweis auf den Bericht des Sonderberichterstatters der Vereinten Nationen über außergerichtliche, summarische oder willkürliche Hinrichtungen vom 11. Mai 2015 über Gambia, 

–
unter Hinweis auf den Bericht der Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen für die allgemeine regelmäßige Überprüfung vom 24. Dezember 2014 über Gambia,

–
unter Hinweis auf das im Juni 2000 unterzeichnete Partnerschaftsabkommen von Cotonou, 

–
unter Hinweis auf die Verfassung von Gambia, 

–
unter Hinweis auf die Afrikanische Charta für Demokratie, Wahlen und Regierungsführung,

–
unter Hinweis auf die Afrikanische Charta der Menschenrechte und der Rechte der Völker,

–
unter Hinweis auf die Erklärung der Vereinten Nationen von 1981 über die Beseitigung aller Formen von Intoleranz und Diskriminierung aufgrund der Religion oder der Überzeugung,

–
unter Hinweis auf die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte von 1948,

–
gestützt auf Artikel 135 Absatz 5 und Artikel 123 Absatz 4 seiner Geschäftsordnung,

A.
in der Erwägung, dass Yahya Jammeh in Gambia 1994 durch einen Militärputsch an die Macht kam; in der Erwägung, dass er 1996 zum Präsidenten gewählt wurde und seitdem dreimal unter umstrittenen Umständen wiedergewählt wurde; 

B.
in der Erwägung, dass am 1. Dezember 2016 Präsidentschaftswahlen und am 6. April 2017 Parlamentswahlen stattfinden sollen; in der Erwägung, dass die letzten Präsidentschaftswahlen vom Jahr 2011 von der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten (ECOWAS) verurteilt wurden, weil es ihnen an Legitimität gemangelt habe und sie von Unterdrückung und Einschüchterung der Oppositionsparteien und ihrer Wählerschaft begleitet gewesen seien; 

C.
in der Erwägung, dass es bei einer friedlichen Demonstration, die am 14. April 2016 in Serekunda, einem Vorort der Hauptstadt Banjul, stattfand und bei der eine Wahlrechtsreform gefordert wurde, zu gewaltsamen Reaktionen der gambischen Sicherheitskräfte und zu willkürlichen Festnahmen von Demonstranten kam, unter denen sich mehrere Mitglieder der Vereinigten Demokratischen Partei (UDP) befanden; in der Erwägung, dass Solo Sandeng, der Oppositionsführer und Mitglied der UDP, kurz nach seiner Festnahme unter verdächtigen Umständen in Haft starb; 

D.
in der Erwägung, dass sich die Mitglieder der UDP am 16. April 2016 erneut versammelten, um Gerechtigkeit für den Tod von Solo Sandeng und die Freilassung von anderen Mitgliedern ihrer Partei zu fordern; in der Erwägung, dass die Polizei mit Tränengas auf die Demonstranten schoss und mehrere Personen festnahm;

E.
in der Erwägung, dass ein weiterer Oppositionsführer, Ousainou Darboe, und weitere hochrangige Parteifunktionäre festgenommen wurden, dass sie sich nach wie vor in staatlicher Gewahrsam befinden und zudem schwer verletzt sein sollen;

F.
in der Erwägung, dass Alagie Abdoulie Ceesay, dem geschäftsführenden Direktor des unabhängigen Radiosenders Teranga FM, der am 2. Juli 2015 vom nationalen Nachrichtendienst festgenommen wurde, trotz seines schlechten Gesundheitszustandes dreimal die Freilassung gegen Kaution verweigert wurde;

G.
in der Erwägung, dass die Sondergruppe der Vereinten Nationen für willkürliche Festnahmen und Inhaftierungen im März 2016 eine Stellungnahme veröffentlicht hat, die auf ihrer letzten Tagung im Dezember 2015 angenommen worden war und in der betont wird, dass Alagie Abdoulie Ceesay willkürlich die Freiheit entzogen wurde und in der Gambia aufgefordert wird, ihn freizulassen und sämtliche Anklagepunkte gegen ihn fallenzulassen;

H.
in der Erwägung, dass Menschenrechtsverteidiger und Journalisten in Gambia missbräuchlichen Praktiken und repressiven Rechtsvorschriften ausgesetzt sind sowie ständig Schikanen und Einschüchterung erfahren, festgenommen, inhaftiert oder verschleppt oder auch ins Exil gezwungen werden;

I.
in der Erwägung, dass in Gambia regelmäßig Folter und weitere Formen der Misshandlung zum Einsatz kommen; in der Erwägung, dass Menschen Berichten zufolge regelmäßig brutal gefoltert oder auf andere Weise misshandelt werden, um ihnen „Geständnisse“ zu entlocken, die dann vor Gericht verwendet werden, und dass dies in dem Bericht belegt wird, der im Anschluss an die Reise ausgearbeitet wurde, die der Sonderberichterstatter der Vereinten Nationen über Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Bestrafung im Jahr 2014 nach Gambia unternahm;

J.
in der Erwägung, dass regelmäßig willkürliche Festnahmen durch den nationalen Nachrichtendienst und die Polizei getätigt werden, so zum Beispiel im Fall des ehemaligen stellvertretenden Ministers für Landwirtschaft, Ousman Jammeh, und der islamischen Gelehrten Sheikh Omar Colley, Imam Ousman Sawaneh und Imam Cherno Gassama, und dass Einzelpersonen oft verfassungswidrig ohne Anklage und über die 72‑Stunden‑Grenze hinaus inhaftiert sind, innerhalb der ein Verdächtiger vor Gericht gestellt werden muss; 

K.
in der Erwägung, dass die derzeit in Gambia geltenden Gesetze gegen Homosexualität lange Haftstrafen und hohe Geldstrafen für „schwere Homosexualität“ vorsehen; in der Erwägung, dass LGBTI‑Personen oft Angriffen, Bedrohungen oder willkürlichen Festnahmen durch die Sicherheitskräfte ausgesetzt sind und einige von ihnen bereits gezwungen waren, aus Sicherheitsgründen das Land zu verlassen;

L.
in der Erwägung, dass Gambia zu den fünfzehn ärmsten Ländern der Welt gehört und fast ein Viertel der Bevölkerung von chronischer Ernährungsunsicherheit betroffen ist; in der Erwägung, dass das Land stark von internationaler Hilfe abhängig ist; in der Erwägung, dass seit 2015 14 475 Gambier in der EU Asyl beantragt haben;

M.
in der Erwägung, dass die Lage im Hinblick auf die Menschenrechte, die Demokratie und die Rechtstaatlichkeit in Gambia zu erheblicher Sorge veranlasst; in der Erwägung, dass die EU diese Angelegenheiten seit Ende 2009 in einem Dialog gemäß Artikel 8 des Cotonou‑Abkommens anspricht, sie dabei allerdings kaum konkrete Fortschritte erzielt hat;

N.
in der Erwägung, dass die EU aufgrund von Bedenken über die Menschenrechtslage ihre Hilfe für Gambia drastisch gekürzt hat, dass sie mit insgesamt 33 Millionen EUR, die im Rahmen des Nationalen Indikativprogramms für den Zeitraum 2015–2016 bereitgestellt werden, jedoch weiterhin der größte Geber des Landes ist; in der Erwägung, dass Präsident Jammeh im Anschluss an die Kürzung der Hilfe die Geschäftsträgerin der EU in Gambia, Agnès Guillaud, im Juni 2015 plötzlich des Landes verwies;

O.
in der Erwägung, dass das Nationale Indikativprogramm für Gambia für den Zeitraum 2015–2016 Investitionen in Landwirtschaft und Ernährungssicherheit sowie im Verkehrssektor vorsieht, dass jedoch keine Mittel für die Entwicklung der Zivilgesellschaft, der demokratischen Staatsführung oder die Förderung der Menschenrechte oder der Rechtsstaatlichkeit bereitgestellt werden; 

P.
in der Erwägung, dass Gambia Mitglied der ECOWAS ist; in der Erwägung, dass im Juli 2014 ein Wirtschaftspartnerschaftsabkommen (WPA) zwischen der EU und der ECOWAS geschlossen wurde, das 2016 ratifiziert wird; in der Erwägung, dass WPA nicht nur den fairen Handel, sondern auch die Menschenrechte und die Verwirklichung der Ziele für nachhaltige Entwicklung stärken sollen; 

Q.
in der Erwägung, dass Gambia Mitgliedstaat der Afrikanischen Union und Vertragspartei der Afrikanischen Charta ist und die Afrikanische Charta für Demokratie, Wahlen und Regierungsführung unterzeichnet hat;

R.
in der Erwägung, dass durch das Wahlrechtänderungsgesetz von 2015 versucht wird, die Oppositionsparteien mittels einer Gebührenerhöhung zu verdrängen, und Gambia durch dieses Gesetz zu einem der teuersten Länder geworden ist, wenn es darum geht, um ein öffentliches Amt zu konkurrieren, und in der Erwägung, dass dies einer Beschneidung der Rechte der Bürger gleichkommt; 

1.
ist zutiefst besorgt angesichts der Tatsache, dass sich die Sicherheits- und die Menschenrechtslage in Gambia derzeit rapide verschlechtert, und missbilligt, dass es am 14. und 16. April 2016 zu Angriffen auf friedliche Demonstranten gekommen ist; 

2.
fordert, dass alle Demonstranten, die im Zusammenhang mit den Protesten vom 14. und 16. April festgenommen wurden, unverzüglich freigelassen werden; fordert die Regierung der Republik Gambia auf, dafür zu sorgen, dass alle Personen, die aufgrund des Verdachts der Beteiligung an einem versuchten verfassungswidrigen Regierungswechsel inhaftiert wurden, ein ordnungsgemäßes Verfahren erhalten; fordert die staatlichen Stellen Gambias auf, unter allen Umständen die körperliche und psychische Unversehrtheit dieser Verdächtigen zu gewährleisten und die Verletzten unverzüglich medizinisch behandeln zu lassen; ist besorgt angesichts der Berichte anderer Häftlinge über Folter und Misshandlungen; 

3.
fordert die staatlichen Stellen Gambias nachdrücklich auf, eine zügige, unabhängige Untersuchung dieser Ereignisse durchzuführen, und ist insbesondere zutiefst besorgt angesichts der Meldung, dass der Oppositionsaktivist Solo Sandeng in der Haft verstorben ist;

4.
verurteilt mit aller Schärfe die Verschleppungen, die willkürlichen Verhaftungen, die Folter und alle anderen Menschenrechtsverletzungen, denen Dissidenten, darunter auch Journalisten, Menschenrechtsverteidiger, Angehörige der politischen Opposition und politische Kritiker, sowie lesbische, schwule und bisexuelle Personen und Transgender-Personen unter der Regierung von Präsident Yahya Jammeh ausgesetzt sind; fordert, dass alle Personen, die sich ohne Kontakt zur Außenwelt in Haft befinden, entweder ein Gerichtsverfahren erhalten oder freigelassen werden;

5.
fordert die EU und die Afrikanische Union auf, gemeinsam mit Gambia Vorkehrungen gegen Folter zu treffen, für einen freien Zugang zu inhaftierten Personen zu sorgen und alle Rechtsvorschriften zu reformieren, die der Freiheit der Meinungsäußerung, der Vereinigungsfreiheit und dem Recht, sich friedlich zu versammeln, entgegenstehen, darunter auch die im Strafgesetzbuch niedergelegten Straftatbestände der Volksverhetzung, der Verleumdung und der Verbreitung falscher Informationen und die Änderung des Informations- und Kommunikationsgesetzes des Jahres 2013, die die Zensur von Meinungsäußerungen im Internet ermöglicht;

6.
fordert Gambia auf, das Übereinkommen der Vereinten Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe zu ratifizieren; 

7.
fordert die Regierung Gambias auf, die Nachweise für die mutmaßlichen Menschenrechtsverletzungen des nationalen Nachrichtendienstes Gambias zu prüfen, Rechtsvorschriften auszuarbeiten, in deren Rahmen allen Bürgern gleiche Rechte gewährt werden und auch dem Problem der Ungleichheit Rechnung getragen wird, und die Pläne zur Einrichtung einer nationalen Menschenrechtskommission im Einklang mit den Pariser Prinzipien über Menschenrechtsinstitutionen weiterzuverfolgen, damit mutmaßliche Menschenrechtsverletzungen überwacht und untersucht werden können;

8.
fordert die Regierung Gambias und die regionalen staatlichen Stellen nachdrücklich auf, die Maßnahmen zu treffen, die notwendig sind, damit LGTBI-Personen künftig nicht mehr diskriminiert, angegriffen und kriminalisiert werden und künftig ihr Recht auf freie Meinungsäußerung geachtet wird, und fordert sie auf, in diesem Zuge auch die Bestimmungen im Strafgesetzbuch Gambias, in deren Rahmen LGBTI-Personen kriminalisiert werden, abzuschaffen;

9.
fordert die staatlichen Stellen Gambias auf, dafür zu sorgen, dass Menschen nicht aufgrund ihrer Religion diskriminiert werden, und einen friedlichen, inklusiven Dialog zwischen allen Gemeinschaften zu fördern und auch entsprechend tätig zu werden;

10.
fordert die ECOWAS und die Afrikanische Union auf, sich auch weiterhin mit den Menschenrechtsverletzungen zu befassen, die fortlaufend von dem in Gambia herrschenden Regime begangen werden; weist darauf hin, dass Sicherheit und Stabilisierung in der Region Westafrika nach wie vor große Herausforderungen darstellen, und besteht darauf, dass die Afrikanische Union und die ECOWAS die Lage in Gambia eingehend beobachten und mit den staatlichen Stellen Gambias einen ständigen politischen Dialog darüber führen, wie für mehr Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gesorgt werden kann;

11.
fordert die Regierung der Republik Gambia nachdrücklich auf, die Afrikanische Charta für Demokratie, Wahlen und Regierungsführung noch vor den für Dezember 2016 geplanten Präsidentschaftswahlen zu ratifizieren; 

12.
fordert die Regierung Gambias auf, mit allen Oppositionsparteien in einen echten Dialog über legislative und politische Reformen zu treten, damit für freie, faire Wahlen sowie auch dafür gesorgt ist, dass die Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit gewahrt bleibt, wozu Gambia auf internationaler Ebene auch verpflichtet ist; weist erneut darauf hin, dass die uneingeschränkte Beteiligung der Opposition und der unabhängigen Zivilgesellschaft an unabhängigen, freien Wahlen auf nationaler Ebene ein wichtiger Faktor dafür ist, dass die Wahlen erfolgreich abgehalten werden können; 

13.
legt der internationalen Gemeinschaft, darunter auch den Menschenrechtsorganisationen und nichtstaatlichen Organisationen vor Ort, und der Delegation der EU in Gambia sowie allen anderen einschlägigen internationalen Institutionen nahe, das Wahlverfahren aktiv zu beobachten und dabei besonderes Augenmerk darauf zu legen, dass der Vereinigungs- und Versammlungsfreiheit von öffentlicher Seite Rechnung getragen wird;

14.
fordert die Regierung Gambias auf, die Maßnahmen zu treffen, die notwendig sind, damit der Freiheit der Meinungsäußerung und der Pressefreiheit unter allen Umständen umfassend Rechnung getragen wird; fordert in diesem Zusammenhang, dass die Bestimmungen des Informations- und Kommunikationsgesetzes reformiert werden, damit die nationalen Rechtsvorschriften den internationalen Standards entsprechen; 

15.
ist besorgt angesichts der Tatsache, dass im Nationalen Indikativprogramm für Gambia für den Zeitraum 2015–2016 weder für die Zivilgesellschaft noch für die Bereiche demokratische Staatsführung, Förderung der Rechtsstaatlichkeit und Schutz der Menschenrechte Unterstützung und Finanzmittel vorgesehen sind; fordert die Kommission auf, dafür zu sorgen, dass die Bereiche demokratische Staatsführung, Rechtsstaatlichkeit und Schutz der Menschenrechte in den Mittelpunkt aller Abkommen über Entwicklungszusammenarbeit gestellt werden, über die die EU und Gambia möglicherweise in der Zukunft verhandeln; 

16.
fordert die Delegation der EU in Gambia auf, alle verfügbaren Instrumente zur Anwendung zu bringen, darunter auch das Europäische Instrument für Demokratie und Menschenrechte, um die Haftbedingungen in Gambia aktiv zu überwachen, und die Untersuchungen in Bezug auf die Niederschlagung der Demonstrationen vom 14. und 16. April 2016 durch die Regierung sowie die Behandlung der Demonstranten in der Haft zu begleiten und zu überwachen und darüber hinaus intensiver auf eine Zusammenarbeit mit Angehörigen der Opposition, Studentenführern, Journalisten, Menschenrechtsverteidigern, Gewerkschaftsfunktionären und anführenden LGBTI-Aktivisten hinzuarbeiten;

17.
fordert die EU und die Mitgliedstaaten auf, ein Konsultationsverfahren gemäß Artikel 96 des Cotonou-Abkommens durchzuführen und in Betracht zu ziehen, alle nichthumanitären Hilfsmaßnahmen, die der Regierung Gambias derzeit gewährt werden, auszusetzen und gegen Vertreter des Staates, die sich schwerwiegender Menschenrechtsverletzungen schuldig gemacht haben, ein Reiseverbot oder auch andere gezielte Sanktionen zu verhängen;

18.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, der Vizepräsidentin der Kommission/Hohen Vertreterin der Union für Außen- und Sicherheitspolitik sowie der Afrikanischen Union, den Regierungen der Mitgliedstaaten der Wirtschaftsgemeinschaft der westafrikanischen Staaten, der Regierung und dem Parlament Gambias, dem Generalsekretär der Vereinten Nationen, dem Menschenrechtsrat der Vereinten Nationen und der Paritätischen Parlamentarischen Versammlung AKP–EU zu übermitteln.
� Angenommene Texte, P8_TA(2015)0079.
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